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Das Wahlgesetz zum ersten Deutschen Bundestag 

 

(1) Der Bundestag besteht aus mindestens 400 Abgeordneten, die in den Ländern 
des Bundes nach folgendem Verfahren gewählt werden. Es wählen die Länder: 

 

Abgeordnete 

„ Baden    11  

 

„ Bayern (einschließlich Lindau)   78  

 

„ Bremen   4  

 

„ Hamburg   13  

 

„ Hessen   36  

 

„ Niedersachsen   58  

 

„ Nordrhein-Westfalen   109  

 

„ Rheinland-Pfalz   25  

 

„ Schleswig Holstein   23  

 

„ Württemberg-Baden   33  

 

„ Württemberg-Hohenzollern   10  

 

(2) Die Landesregierungen verteilen die ihren Ländern zugeteilten Sitze zwischen   
Wahlkreisen und Landesergänzungsvorschlägen im ungefähren Verhältnis von 
60 zu 40. 

 

§ 9 

 

In jedem Wahlkreis wird ein Abgeordneter gewählt; gewählt ist der Bewerber, der die 
meisten Stimmen auf sich vereinigt. 
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§ 10 

 

(1) Alle im Lande abgegebenen Stimmen jeder Partei werden zusammengezählt und 
aus diesen Summen nach dem Höchstzahlverfahren (d’Hondt) die jeder Partei zuste-
henden Mandate errechnet. 

(2) Von der für jede Partei so ermittelten Abgeordnetenzahl wird die Zahl der in den 
Wahlkreisen von ihr errungenen Mandate abgerechnet. Die hiernach ihr zustehenden 
Sitze aus dem Landesergänzungsvorschlag werden in dessen Reihenfolge besetzt. 

(3) In den Wahlkreisen errungene Mandate verbleiben der Partei auch dann, wenn 
sie die nach Absatz 1 ermittelte Zahl übersteigen. In einem solchen Fall erhöht sich 
die Gesamtzahl der für das Land vorgesehenen Abgeordnetensitze um die gleiche 
Zahl; die so erhöhte Gesamtzahl ist der Berechnung nach Absatz 1 zugrundezu-
legen. 

(4) Parteien, deren Gesamtstimmenzahl weniger als fünf vom Hundert der gültigen 
Stimmen im Lande beträgt, werden bei der Errechnung und Zuteilung der Mandate 
nach Absatz 1-3 nicht berücksichtigt. 

(5) Die Vorschrift des Absatz 4 findet keine Anwendung, sofern die Partei in einem 
Wahlkreis des Landes ein Mandat errungen hat. 

 

aus: www.documentarchiv.de/brd/1949/wahlgesetz.html 
 


